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Anfraqe:

2002 schrieb die Braunschweiger Zeitung zum programm .soziale Stadt.: 
"Mehr ats 50 Milti_onen Euro werden in den näch-sten Jahren ausgegeben, um das Gebiet zu sanieren undaufzuwerten." Doch daraus wurde nichts. Statt alÄrwarteten sO n tiJ 

"-t"äii 
in O"n 

"ot"n10 Jahren ledigtich 12.2 Mi ionen Euro zur Verfügung, O"a"rJt"nn 
"i"äVeuaht 

von ge-planten Maßnahmen nicht finanziert werden.

Als Verursacher.dieses problems galten bislang dje jeweiligen Landesregierungen. lnsbe_sondere in den Jahren 2003 und 2OOS wurden vom iand Ltierhaupi f,"inä i,fii"t ü0"*i"."nund somit sterten auch Bund und stadt keine ceroer ri:ioie "3oä" öiäitliui v"rrügung.
R:"j,:11.^0,:11,_",,-".1ürztich,die Bz, dass Lanaesri:zungen nur-ä;in-a'tf,-errügten, weir oieöraorverwafiung nrcht in der Lage war, die ohnehin schon reduzierten Föfderq;lder auszu_geben. 750.000 Euro an Fördermiftetn so en uon Ou, VurwäiunJni"f,i Jg"rii"n 

"*o"nsein.

Dazu wird die Verualtung gefragt:

1 . Welche nichi durchgeführten lvlaßnahmen verbergen sich hinter diesen 7S0.000 Euro? .2. Kam es auch in.der-Vergangenheit schon zu reouiierten l,,tiitäru0ä*"i"r"ö", *"itai"StadtveNaltung die Mittel nicht abqerufen hat?
3. Welche Zuständigkeiten haben j;weils der FB 61, das Referat OSO0, cOS und ptankontor?
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Antwort der Verwaltunq:

Städtebauliche Erneuerungsmaßnahmen flnden wie in der sozialell Stadi im wesflichen
Ringgebiet in Gebieten statt, die von investionshemmnissen gekennzeicnnei sina. rnvesto-
ren sind..in Einzelfällen schwer zu akquirieren oder agieren zö!erlich. Oafrir jst es nicnt un_
gewohnttch, dass Maßnahmen nicht innerhalb eines Jahres abgewickelt werden können und
im schlimmsten Fall troE intensiver Vorbereitung nichi zur Au;ührung kommen. tn der Fot_
ge können die reservierten rvritter nicht immer dir;kt für ande.e Maßna-hmen verwendet wer-
den, da für diese in der Regel ein tängerer planungsvorlauf zu berücksichtigen ist.

Zur.Errelchung der Sanierungsziele sollen und werden ejne Vjelzahl von privaten, pn-
vayöffentlichen und öffentlichen Maßnahmen umgesetzt werden. Da nichi alle pr+kte
gleichz-^itig verfolgt werden können, sind diese jeweils hinsicht,ich ihrer Wirkung für das Ge_
samtgebiet zu priorisieren.

Die lvlaß-nahmen mit privaten Beteiligten, die j. d. R besonders nachhaltig sind, sind jedoch
mit vielfältigen Unwägbarkeiten belastetet. Die Verwaltung kann die zeifl-ichen Abläuie bei
diesen Projekten nur bedingt beeinflu$sen. Dies ist immeadann besonders problematisch,
wenn ftlr deren Realisierung bereits in einem hohen lvlaße Vorbereitungsleiitungen eriolgt
sind lnd eine Kompensation durch andere projekte nicht mehr kurzFrisäg mdqtjch ist. lnso_
fern kann es nicht ausgeschlossen werden, daas bereitgestellte Hausha'ttsmitiel nicht abge-
rufen werden können.

Dies vorangestelli, beantwortet die Verwaltung die Fragen wie folgt:

Zu1.:

Folgende größere Projekte konnten nicht abgewickelt werden, da sich deren konkrete Aus_
planung und Fertigsteilung vezögert hat, dje Förderfähigkeit nicht gegeben war oder kein
rnvestor getunden worden ist:

Private Projekte

- Fliegerhalle,
- Modernisierung Gebäude (hier: Goslarsche Straße 2),- behindertengerechte Zugänge Hebbelstraße,- Nähwerkstatt Jahnstraße 1,
- EMeiterung Quartierszentrum Hugo-Luther-Straße 6Oa.

Privauöffentliche Proiekte

- Straßenumgestaltung Jahnstraße 1. BA (platz).

Öffentliche Projekre

- Aufwertung Sophienstraße,
- Schulhofumgestaltungen (Sophienstraße und Bürgerstraße),- Umbau/lvlodernisierung Kita Schwedenheirn (in Bäuabschnitten),- FranKurter Str. 253 - Drachenflug 3. BA (Dacherneuerung, Fassade, etc.).

Die Umsetzbarkeit dieser Projekte wird die Verwaltung nun erneut hinterfragen und ggi Vor_
schiä9e unterbreiten.



Zu 2.:

l!?ch Milteitung unseres Sanierungsrrägers
to) und der in Frage stehende Betiao 2bl t
ruten worden

Zu 3.:

sind bis auf 2002 (Haushaltsrest: 128.500 € net
alle zur Verfügung stehenden Kassenmittel abge-

Der Fachbereich 6t ist für die Kooftlination, die übergeordnete ptanung, die weiterführendePlanung von Etnzelprojekten und die k
Verwaliung. di" Er"[ i,;ä;'il:rä' 

oordrnatron mit den beteiligten Fachbereichen der

9:iot, d,":i;art;;;;;'ö ffi :i,iffi i[i"fi'l}ffi *"ä:::.'*'Eiläfflü?i) :lLTl"tung sanierungsrechlicher Genehmiorrngäri rc."J.i,i"liär.aä'Jnä är'!tT,Yrrng ,u u"u_antragsverfahren) gemäß q 144 Bauät
.ta*i,g o," e"rJ,ö";;" d".ü_",ft"3".ffit"lli.::.:*:i"T:,iäjlXrj:S::HXü"r,""i1;
soziatreferar koordiniert. Das soziarrefeiai;i ;;;nä;itö;"Ji=riüni[" on"or""n_partnerfür das euartiersmanagement.

Dre-G^O-S als.sanierungsträger ist für die 
,Durchführung 

(Vedragliche Verejnbarungen, Mo_dernrsrerunssverträge. Abwicktuns der Vertr.as" ,na Ji;"Mil;r;iilälii"äääno,gf 
.

Plankontor als euartiersmanaoer ist zuständig für die Weiterentwicklung des rntegriertenHandlungskonzeptes. Bewohneäkrivicru6g. st"'ott"if.nt*i"tlrng,'är!ärä9"i"no fo.t""nruibung des städtebautjchen Entwicktunoskonzeptes in zusammeniÄ"üä,t.iil v"*"rrrn9und dem Sanierunssträqer. weiterhin ist pr""l""t_ Ä""pi""i-p"i""i irn'ä"Liung"."nnurnHugo-Luther-skaße verantworrich für die Einri"ntung vor'Äääisir"i""liöirän,,,"nt"i 
"".beit.Erarbeituns von intesrativen Maßnahm"" ,"0 olä Ll,iär"i"ü""ä'ii,i e]ärr"en"r,_

gez.

Leuer

Es gilt das gesprochene Wort.


